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Verhandlungsschrift 

 
über die am Dienstag, den 25. Juni 2019 im Sitzungssaal der Gemeinde stattfindende, öffentliche Sitzung 
des Gemeinderates der Gemeinde Fraham. 
 
 

Anwesende: 1. . BGM Harald Schick SPÖ 

 2.  GV Osternacher Peter SPÖ 

 3.  GV Mag. Johannes Straßmayr, MBA FPÖ 

 4.  GV Rohrer Rudolf FPÖ 

 5.  GV Spachinger Robert ÖVP 

 6.  GV Pflügelmeier Gerald GRÜNE 

    

    

Gemeinderäte: 7.  GR Rechberger-Bugner Klaus SPÖ 

 8.  GR Osternacher Oliver SPÖ 

 9.  GR Hauser Haidi SPÖ 

 10.  GR Mag. Kiener Claudia FPÖ 

 11.  GR Huber Othmar FPÖ 

 12.  GR Harbauer Dietmar FPÖ 

 13.  GR Kiener Alexander FPÖ 

 14.  GR Raab Christiane ÖVP 

 15.  GR Hanl Rudolf ÖVP 

 16.  GR Aumayr Maria ÖVP 

 17.  GR Reif Christoph ÖVP 

 18.  GR Schobersberger Manfred ÖVP 

 19.  GR Graml Wolfgang GRÜNE 

 20.  GR Minihuber Robert (trifft um 19.20 Uhr ein) GRÜNE 

 21.  GRE Franzmeyer Doris SPÖ 

 22.  GRE Hauser Josef SPÖ 

 23.  GRE Aigelsperger Joachim SPÖ 

 24.  GRE Bianca Hauser SPÖ 

    

    

Entschuldigt: 1.  VzBGM Schwarzbauer Günter SPÖ 

 2.  GR Torreiter Lisa Maria, MA BA SPÖ 

 3.  GR Haderer Eva SPÖ 

 4.  GR Hauser Petra SPÖ 

 5. 5 GRE Lackner Werner SPÖ 

    

Unentschuldigt: 1.  GR Roithmair Rudolf SPÖ 

    

    

Amtsleiter:  Bernhard Ratzenböck  

Schriftführerin:  Lisa Dunzinger  

Sonstige Personen:  Herbert Pötzlberger (Bei Top 1 anwesend)  

 
Vor Beginn der Gemeinderatssitzung findet eine Bürgerfragestunde statt. 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet um 19.05 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass  

 
a) die Sitzung von ihm einberufen wurde; 

der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 Oö. GemO 1990) enthalten ist und 
die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 
18.06.2019 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
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die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage öffentlich 
kundgemacht wurde; 

b) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

c) die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 21.03.2018 bis zur heutigen Sitzung während 
der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift von jenen Gemeinderatsmitgliedern und  
-ersatzmitgliedern, welche an der betreffenden Sitzung teilgenommen haben bis zum 
Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.  
 

d) Folgende Dringlichkeitsanträge gemäß § 46 Abs. 3 Oö. GemO 1990 eingebracht wurden: 
Dringlichkeitsanträge des BGM: 

 Ergänzung der Bebauungsplan-Überarbeitung Raffelding Nr. 35 zur 
Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.23 Hofer 

 
Die Dringlichkeit ist deshalb gegeben, damit die 4 wöchige Planauflage des Bebauungsplanes Nr. 
35 gemäß Oö. Raumordnungsgesetz vor der Gemeinderatssitzung am 12.09.2019 abgeschlossen 
werden kann.  
 
BGM Schick stellt den Antrag, die Dringlichkeitsanträge unter TOP 11) in die Tagesordnung 
aufzunehmen. 
 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen 
 

 Bebauungsplan Nr. 38 Gruber Roseggerstraße 
 
Neuerliche Beschlussfassung nach 4 wöchiger Planauflage vom 02.05.2019 bis 03.06.2019. Die 
Dringlichkeit ist gegeben, da das Genehmigungsverfahren gemäß Oö. Raumordnungsgesetz ohne 
weiteren Aufschub zum Abschluss gebracht werden soll. 

 
BGM Schick stellt den Antrag, die Dringlichkeitsanträge unter TOP 12) in die Tagesordnung 
aufzunehmen. 
 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen 

 
Der Tagesordnungspunkt „Nachbesetzung von Ausschussmitgliedern“ zu TOP 13.  
 
Weiters sind 2 Einsprüche von Hr. GV Spachinger Robert und Hr. GR Schoberleitner Manfred, gegen die 
letzte GR Sitzung vom 21.03.2019 am Gemeindeamt eingelangt. Diese werden unter TOP 14) „Einspruch 
GV Spachinger“ und TOP 15) „Einspruch GR Schobersberger“ behandelt und somit wird Allfälliges zu  
TOP 16). 

 
BGM Schick stellt den Antrag, die beiden Einsprüche von Hr. Spachinger und Hr. Schobersberger 
wie vorgetragen in die Tagesordnung aufzunehmen. 

 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 

 23x Ja-Stimmen 
   1x Nein-Stimmen:    Minihuber Robert 
   0x Stimmenthaltung 
 
 
 
 
Es wird mit der Tagesordnung fortgefahren. 
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Tagesordnung 
 
 

1. Vorstellung des Projektes I-bin-Mobil Fahrtendienst durch die  
Energiegenossenschaft Region Eferding. 

2. Kenntnisnahme des Prüfberichtes des Prüfungsausschusses vom 11.06.2019 
3. Kenntnisnahme des Prüfberichtes zum Voranschlag 2019 
4. Änderung der Krabbelstubenordnung 
5. Verordnung der Wegparzelle Nr. 2006 KG Fraham  als öffentliches Gut (Zufahrtsstraße 

Pflügelmeier) 
6. Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.23 Steineder, Inn - Beschlussfassung 
7. Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.23 Hofer-Raffelding - Beschlussfassung 
8. Flächenwidmungsplanänderung  Nr. 4.24 Holzinger Simbach – Beschlussfassung 
9. Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.20 – Baumgartner Aum..- Beschlussfassung 
10. Bebauungsplan Nr. 34 Hofer (Fraham-West) - Beschlussfassung 
11. Nachbesetzung von Ausschussmitgliedern 
12. Allfälliges 

 
 

Punkt 1) 
Vorstellung des Projektes I-bin-Mobil Fahrtendienst durch die  
Energiegenossenschaft Region Eferding. 

 
Vorstellung des Projektes „I-bin-Mobil“ durch Hr. Herbert Pötzlberger angelehnt an einen diesbezüglichen 
Verein aus der Gemeinde Eichgraben/NÖ wird die Initiierung eines ähnlichen Modells für die Region 
Eferding vorgestellt. 

 
Punkt 2) Kenntnisnahme des Prüfberichtes des Prüfungsausschusses vom 11.06.2019 

 
GR Schobersberger: Am 11. Juni 2019 hat sich der Prüfungsausschuss mit dem Thema der 
Gemeindeabgaben befasst. Der Bericht ist den Fraktionen zugegangen. Mit dem Einverständnis des 
Gemeinderates wird auf die Verlesung verzichtet.  
 
GR Minihuber: Ich möchte bitte schon gerne wissen was der Gemeinderat zu den Empfehlungen sagt.  
Ob diese weiter behandelt werden oder nicht. 
 
GV Osternacher: Bevor wir etwas umsetzen, muss dies schon noch in den Ausschüssen behandelt 
werden. 
 
GR Schobersberger verliest hierzu die Empfehlungen des Prüfungsausschusses. 
 
GR Osternacher: Ich finde wenn es um Finanzen oder Erhöhungen geht, wenn wir nicht wissen wie hoch 
die Kosten sind, gehört dies vorher in den Finanzausschuss. Wir können das nicht einfach über den 
Gemeinderat laufen lassen. 
 
GR Schobersberger erläutert nochmals die Verrechnung der Einsätze unserer Feuerwehren, die bereits 
in der letzten Prüfungsausschusssitzung Thema war. 
 
Nach kurzer Diskussion stellt GR Schobersberger den Antrag die Umsetzung der Empfehlungen des 
Prüfungsausschusses aus der Sitzung v. 11.06.2019 zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Der Gemeinderat nimmt das Prüfergebnis zustimmend zur Kenntnis. 

 
Punkt 3) Kenntnisnahme des Prüfberichtes zum Voranschlag 2019 

 
AL Ratzenböck: Der Voranschlag 2019 ist durch die BH Eferding-Grieskirchen geprüft worden. 
 
Der vollständige Prüfbericht wird verlesen. 
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GR Hanl: Die Beträge zu den Budgetposten des SHV müssen noch korrigiert werden. Hier ist ja auch ein 
Nachtragsvoranschlag notwendig. 
AL Ratzenböck: Im Zuge des Nachtragsvoranschlages werden dann die Beträge korrigiert. 
 
GR Hanl: Der Nachtragsvoranschlag muss dann wieder dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht und 
beschlossen werden. 
 
GV Spachinger: Die Bauhofgebarung weist einen hohen Abgang aus, beruht dies darauf, dass die 
Vergütungsbuchungen noch nicht richtig funktionieren? Hat sich diesbezüglich in den letzten 3 Monaten 
bereits etwas verändert? Wurde die Vorgehensweise auch mit den Mitarbeitern besprochen? 
 
AL Ratzenböck: Ja das hängt zusammen, nur leider gibt es mit dem Programm für die Leistungserfassung 
ein Problem. Die Software Hersteller wissen dies bereits, können uns aber keine Verbesserung vorweisen. 
Daher sind wir jetzt wieder auf das alte Programm zurück gestiegen. 
Der Bauhof verfügt über ein eigenes Programm, welches zwar gut funktioniert, wo aber seitens des 
Anbieters eine Änderung im Gespräch ist wegen neuer und überzogener Lizenzgebühren. 
 
Nach längerer Diskussion stellt BGM Schick den Antrag den Prüfbericht zum Voranschlag 2019 zur 
Kenntnis zu nehmen. 
 
Der Gemeinderat nimmt das Prüfergebnis des Voranschlages 2019 zustimmend zur Kenntnis. 

 
Punkt 4) Änderung der Krabbelstubenordnung 

 
GR Aumayr: Der Sozialausschuss hat in seiner Sitzung vom 18.06.2019 die Änderungen der 
Krabbelstubenordnung durchgenommen. Die Anregung dazu kam von der Krabbelstubenleitung.  
 
GR Aumayr stellt den Antrag, die Krabbelstubenordnung wie folgt angeführt, zu beschließen. 
 

Krabbelstubenordnung 
für die 

Krabbelstube Fraham 
gültig ab September 2019 

 
I. Betrieb der Krabbelstube 

Die Gemeinde Fraham betreibt eine Krabbelstube nach Kinderbetreuungsgesetzes 2007, LGBI. Nr. 39/2007 i.d.F. 
von LGBl.Nr. 94/2017 im Gebäude des Kindergartens Fraham für Kinder vom 1. bis zum 3. Lebensjahr. 
 
 
II. Arbeitsjahr und Ferien 

1. Das Arbeitsjahr der Krabbelstube beginnt jeweils mit dem 1. Montag im September eines jeden Jahres und 
dauert bis zum Beginn des nächsten Arbeitsjahres. 

2. Die Hauptferien dauern insgesamt 4 Wochen und enden mit Ablauf des Arbeitsjahres. 
3. Die Weihnachtsferien beginnen am 24. Dezember und enden am 01. Jänner. 
4. In der Karwoche ist die Krabbelstube geschlossen. 
5. Die Schließzeiten werden zu Beginn des jeweiligen Arbeitsjahres den Eltern zur Kenntnis gebracht. 

 
 
III. Öffnungszeit 

1. Die Krabbelstube ist von Montag bis Freitag von 7:00 Uhr bis 14:00 Uhr geöffnet. 
2. An Feiertagen bleibt die Krabbelstube geschlossen. 
3. An schulfreien Tagen und Zwickeltagen wird der Bedarf anhand einer Bedarfserhebung für diese Tage 

zeitgerecht erhoben. 
 
 
IV. Aufnahme in die Krabbelstube  

1. Der Besuch der Krabbelstube ist freiwillig und erfolgt gegen Kostenbeteiligung der Eltern entsprechend der 
Elternbeitragsverordnung für die Krabbelstube. Alle Tarife zur Krabbelstube (Elternbeitrag, 
Verpflegungskostenbeitrag, etc.) sind in der Elternbeitragsverordnung geregelt. 

2. Voraussetzung für die Aufnahme ist die Berufstätigkeit (oder Ausbildung) beider Eltern bzw. des 
alleinerziehenden Elternteiles. 
Bei Teilzeitbeschäftigung muss eine Bestätigung des Arbeitsgebers bezüglich der Arbeitszeit vorgelegt 
werden. 

https://www.ris.bka.gv.at/Ergebnis.wxe?Abfrage=LgblAuth&Lgblnummer=94/2017&Bundesland=Ober%C3%B6sterreich&BundeslandDefault=Ober%C3%B6sterreich&FassungVom=&SkipToDocumentPage=True
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3. Für die Aufnahme in die Krabbelstube ist eine Anmeldung des Kindes durch die Eltern erforderlich. Zur 
Anmeldung ist die Geburtsurkunde oder Geburtsbescheinigung mitzubringen. 

4. Die Anmeldung erfolgt am Gemeindeamt Fraham. Die Gemeinde Fraham entscheidet über die Aufnahme in 
die Krabbelstube und teilt diese den Eltern / Erziehungsberechtigten schriftlich mit. 

5. Die Aufnahme eines gemeindefremden Kindes wird von der Zustimmung zur Leistung eines Gastbeitrages 
durch die Hauptwohnsitzgemeinde des Kindes abhängig gemacht. 

6. Platz-Sharing: In der Krabbelstube kann ein Platz auf zwei Kinder aufgeteilt werden. Damit sich die Kinder in 
der Gruppe entsprechend integrieren können, ist die Teilung nur für 2 und 3 bestimmte Tage allenfalls für 2 
und 2 bestimmte Tage pro Woche zulässig. Können nicht alle an einem geteilten Platz Interessierten 
berücksichtigt werden, erhalten die jeweils jüngeren Kinder den Vorzug. 

 
V. Wechsel von der Krabbelstube in den Kindergarten 
Bei Kindern, die das 3. Lebensjahr während des Krabbelstubenjahres vollenden, erfolgt bei freien Plätzen ein 
Wechsel in den Kindergarten. 

 
VI. Verpflegung 
Der Beitrag für Jause und Mittagessen beträgt 3,00 Euro/Mittagessen und 0,30 Euro/Jause. Das Mittagessen 
wird von der Firma Gourmet geliefert und von unseren Helferinnen zubereitet. Die Jause wird von den 
Krabbelstubenhelferinnen besorgt und gemeinsam mit den Kindern bzw. für die Kinder angerichtet. 
 
Bitte informierten Sie die Krabbelstubenleitung umgehend über mögliche Allergien Ihres Kindes, damit wir 
dies in unserem Speiseplan berücksichtigen können.  

 
VII. Abmeldung 

Die Abmeldung eines Kindes vom Besuch der Krabbelstube ist nur zum Ersten eines jeden Monats unter Einhaltung 
einer einmonatigen Abmeldefrist möglich und hat schriftlich bei der Krabbelstubenleiterin zu erfolgen. 
 
 
VIII. Widerruf der Aufnahme: 

Die Aufnahme eines Kindes darf nur widerrufen werden, wenn 
 

a. die Eltern eine ihnen obliegende Verpflichtung trotz vorheriger schriftlicher Mahnung nicht erfüllen oder 
b. nachweislich eine andere Form der Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege den Bedürfnissen des Kindes 

besser gerecht wird. 
c. der Besuch eines angemeldeten Kindes nicht regelmäßig entsprechend der Anmeldung erfolgt 
d. die Mutter in Mutterschutz und darauffolgend einer der Elternteile in Karenz geht. Diese Vereinbarung gilt für 

den Fall, dass der Krabbelstubenplatz anderweitig benötigt wird. 
e. eine Arbeitslosigkeit eines Elternteiles drei Monate besteht. Die Vereinbarung gilt für den Fall, dass der 

Krabbelstubenplatz anderweitig benötigt wird. 
 
 
IX. Zusammenarbeit mit den Eltern 

1. Die pädagogischen Fachkräfte stellen im Hinblick auf die pädagogischen Aufgaben der 
Kinderbetreuungseinrichtung einen regelmäßigen Austausch mit den Eltern / Erziehungsberechtigten sicher 
und achten die erzieherischen Entscheidungen der Eltern / Erziehungsberechtigten unter Bedachtnahme 
auf das Kindeswohl. 

 
2. Die Eltern / Erziehungsberechtigten haben das Recht, bei der Festlegung der Öffnungszeiten, der 

Ferienzeiten und in sonstigen organisatorischen Fragen ihre Vorstellungen einzubringen.  
Zu diesem Zweck  

a. lädt die Gemeinde Fraham spätestens unmittelbar nach Beginn eines Arbeitsjahres zu einer 
Elternversammlung ein. 

b. führt die Gemeinde Fraham spätestens bei der Anmeldung / im Zeitraum bis Ende April eine 
schriftliche Bedarfserhebung durch.  
 

3. Die Eltern haben das Recht, bei einem Antrag von mindestens einem Viertel der Eltern einer Gruppe die 
Einberufung einer Elternversammlung binnen 14 Tagen zu verlangen. 

 
X. Pflichten der Eltern 

1. Die Eltern / Erziehungsberechtigten haben mit dem Rechtsträger und den pädagogischen Fachkräften 
zusammenzuarbeiten. Eventuell auftretende Auffälligkeiten im Verhalten/der Entwicklung des Kindes 
werden mit der päd. Fachkraft besprochen. Dementsprechende entwicklungsdiagnostische Gutachten sind 
von den Eltern in die Wege zu leiten und dem Krabbelstube vorzulegen. Nur so können weitere Schritte im 
Interesse und zum Wohle des Kindes unternommen werden. Im Bedarfsfall ist eine Fachberatung für 
Integration zur Unterstützung heranzuziehen. 

 
2. Die Eltern haben dafür zu sorgen, dass die Kinder der Krabbelstube körperlich gepflegt sowie ausreichend 

und zweckmäßig gekleidet besuchen und dass die vereinbarten Besuchszeiten eingehalten werden. 
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Insbesondere soll die tägliche Aufenthaltsdauer des Kindes in der Einrichtung 6 Stunden einschließlich der 
Mittagsruhe 8 Stunden nicht überschreiten. 

 
3. Die Eltern haben die Krabbelstubenleitung von erkannten Infektionskrankheiten des Kindes unverzüglich zu 

verständigen. Gegebenenfalls ist das Kind so lange vom Besuch der Krabbelstube fernzuhalten, bis die 
Gefahr einer Ansteckung anderer Kinder und des Krabbelstubenpersonals nicht mehr besteht. Bevor das 
Kind die Krabbelstube wieder besucht, ist eine ärztliche Bestätigung darüber vorzulegen, dass eine 
Ansteckungsgefahr nicht mehr gegeben ist. In der Krabbelstube werden den Kindern keine Medikamente 
verabreicht werden. 
 

4. Die Eltern haben dafür zu sorgen, dass ein Kind die Krabbelstube regelmäßig besucht. Ist ein Kind 
verhindert haben die Eltern dies der Krabbelstubenleitung bis spätestens 08:30 Uhr zu melden. Die 
Abmeldung vom Mittagessen muss ebenfalls bis spätestens 08:30 Uhr des betroffenen Tages erfolgen. 

 
5. Die Eltern erklären hiermit, dass ihr Kind insgesamt mindestens vier Wochen pro Arbeitsjahr, davon 

mindestens zwei Wochen durchgehend, Ferien außerhalb der Krabbelstube verbringt.  
 

6. Die Kinder sind von den Eltern oder deren Beauftragten, sofern diese zur Übernahme der Aufsicht geeignet 
sind, in die Krabbelstube zu bringen und von diesen wieder abzuholen. Werden die Kinder nicht von den 
Eltern abgeholt, sondern von anderen berechtigten Personen unbedingt schriftlich Bescheid geben.  

 

7. Dem Personal der Krabbelstube obliegt die Pflicht zur Beaufsichtigung der Kinder während des Besuchs der 
Krabbelstube. Die Aufsichtspflicht in der Krabbelstube beginnt mit der Übernahme des Kindes; sie endet mit 
dem Zeitpunkt, in dem die Kinder den Eltern oder deren Beauftragten übergeben werden. Außerhalb der 
Krabbelstube besteht die Aufsichtspflicht nur während der Teilnahme an Veranstaltungen im Rahmen des 
Krabbelstubenbesuches, wie z.B. Spaziergänge und Ausflüge. Sind die Eltern jedoch bei derartigen 
Veranstaltungen dabei, liegt die Aufsichtspflicht für das Kind ausschließlich bei den Eltern. 

 
8. Bestätigungen über amts-, oder hausärztliche Untersuchungen sind vor dem Beginn des Besuchs des 

Kindes der Krabbelstube vorzulegen. 
 
XI. Kinder- und Jugendschutz 

Es wird darauf hingewiesen, dass im Falle eines Verdachts gem. § 37 (2) Jugendwohlfahrtsgesetz 1989 von Seiten 
der Kinderbetreuungseinrichtung ein Gespräch mit den Eltern/Erziehungsberechtigten geführt wird und im 
Zweifelsfall jeweils nach Rücksprache mit dem Erhalter die Erstattung einer Meldung der OÖ Jugendwohlfahrt 
erfolgt. 
 
 
XII. Sonstige Informationen 

1. Wir ersuchen mit Ihrer Unterschrift um Zustimmung zur Veröffentlichung von Fotos aus dem 
Krabbelstubenalltag zum Zweck der Öffentlichkeitsarbeit 

 
2. Wir ersuchen um umgehende Bekanntgabe bei Änderungen Ihrer Adresse, Telefonnummer, sowie 

der Arbeitsstelle etc. 

3.  Für alle in die Krabbelstube mitgebrachten Gegenstände oder Spielsachen wird seitens des Krabbelstuben 
Erhalters keine Haftung übernommen. Die Eltern übernehmen die Haftung für Schäden, die ihre Kinder in 
der Tageseinrichtung bzw. bei Ausgängen etc. verursachen. 

 
XIII. Wirksamkeit 

Diese Verordnung tritt mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft, frühestens jedoch mit 
01.09.2019. 
 

 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 

 

Punkt 5) 
Verordnung der Wegparzelle Nr. 2006 KG Fraham als öffentliches Gut 
(Zufahrtsstraße Pflügelmeier) 

 
GV Pflügelmeier: Erklärt sich für diesen Tagesordnungspunkt für befangen. 
 
AL Ratzenböck: Im Dezember haben wir den Gestattungsvertrag für die Anbindung an die Landesstraße 
beschlossen. Durch eine Vermessung durch die Agrarbezirksbehörde ist die Parzelle 2006 also das neue 
Straßenstück das zwischen Landesstraße und dem Wassergraben von der WG Fraham. Mit der 



 

GR 25.06.2019  7 

Verordnung soll dieses Grundstück nun zum öffentlichen Gut der Gemeinde Fraham erklärt werden.  
Dieser Schritt ist notwendig um die grundbücherliche Durchführung erfolgen kann. 
 
BGM Schick stellt den Antrag, die Verordnung der Wegparzelle Nr. 2006 KG Fraham (Zufahrt 
Pflügelmeier), zu beschließen. 
 

 
 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 

 
Punkt 6) Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.22 Steineder, Inn - Beschlussfassung 

 
Dieser Tagesordnungspunkt wurde vor Beginn der Sitzung abgesetzt. 

 
Punkt 7) Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.23 Hofer-Raffelding- Beschlussfassung 

 
GV Spachinger: Hier geht es um eine Teilfläche des Grundstückes Nr. 959/1 von Christian Hofer zwischen 
Erlenstraße, und Hochspannungsleitung. Es wird gleichzeitig auch das ÖEK geändert. Der 
Grundsatzbeschluss für die Umwidmung wurde zuletzt in der Gemeinderatssitzung am 21.3.2019 gefasst 
und daraufhin das Stellungnahmeverfahren gem. OÖ ROG eingeleitet. Folgende Stellungnahmen wurden 
abgegeben: 
 
Keine Einwände: 
Netz OÖ Erdgas und Netz OÖ Strom 
Linz Netz GmbH 
Gemeinde Pupping 
Land Oö. Abteilung Straßenbau und Verkehr 
Land Oö. Abteilung Raumordnung 
Land Oö. Abteilung Wasserwirtschaft 
Land Oö. Abteilung Natur- und Landschaftsschutz 
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Die Beschlussfassung gilt vorbehaltlich, bis zur Unterzeichnung der Nutzungsvereinbarung, Als max. 
Kaufpreis wird € 115 je m² festgelegt. 
 
GV Spachinger stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.23 Hofer-Raffelding samt 
ÖEK-Änderungen Nr. 2.9 wie in den vorliegenden Plänen des Ortsplaners DI Altmann vom 25.02.2019 
sowie folgender Nutzungsvereinbarung zu beschließen: 
 

NUTZUNGSVEREINBARUNG 
(§ 16 Abs 1 Z 1 Oö. ROG 1994 idF LGBl 73/2011) 

 
abgeschlossen zwischen  
 
1. der Gemeinde Fraham, vertreten durch den Bürgermeister Harald Schick. Planbachstraße 2, 
4070 Fraham, und 
 
2. dem Nutzungsinteressenten Christian Hofer, Lindenweg 7, 4070 Fraham  
  
 
über die widmungsgemäße Nutzung der in ANLAGE 1 beschriebenen und planlich dargestellten 
Grundfläche der Parz. 959/1 KG Fraham. 
 

I. PLANUNGSABSICHT DER GEMEINDE 
 
(1) Die Gemeinde Fraham hat die Absicht, die vereinbarungsgegenständliche Grundfläche Parz. 959/1 KG 
Fraham durch Änderung der geltenden Planungsakte (Flächenwidmungsplan, Bebauungsplan) zu regeln. 
Die vorgesehenen Planungsakte der Gemeinde Fraham sind in ANLAGE 2 dargestellt.  
 
(2) Der Gemeinderat der Gemeinde Fraham hält die raumordnungsrechtliche Regelung im Sinne der 
ANLAGE 2 nach den Raumordnungsgrundsätzen und –zielen des Oö.ROG 1994 für gerechtfertigt, wenn der 
Grundstückseigentümer besondere privatrechtliche Verpflichtungen über die zeitgerechte und 
widmungsgemäße Nutzung des Grundstückes übernimmt.  
 

II. VERPFLICHTUNGEN DES NUTZUNGSINTERESSENTEN 
 
(1) Der Nutzungsinteressent übernimmt gegenüber der Gemeinde Fraham verbindlich und 

unwiderruflich mit Unterfertigung dieser Nutzungsvereinbarung folgende Verpflichtungen für den 
Fall, dass der Gemeinderat der Gemeinde Fraham die in ANLAGE 2 dieser Vereinbarung angeführte 
Planungsabsicht verwirklicht: 

a) Der   Grundeigentümer   verpflichtet   sich, die auf dem genannten Grundstück entstehenden 
Bauparzellen innerhalb einer Frist von 5 Jahren zu einem angemessenen und vor allem ortsüblichen 
Grundpreis zu verkaufen. Der höchstmögliche Preis wird einvernehmlich mit 
€ 115 pro Quadratmeter festgelegt. Diese Frist beginnt mit der grundbücherlichen Durchführung 
des Grundteilungsplanes, mit welchen das Vertragsobjekt in die einzelnen Baugrundstücke geteilt 
wird, spätestens jedoch nach Genehmigung des Bebauungsplanes oder des Bebauungsplankonzeptes 
durch die Gemeinde.  

b) Der   Grundeigentümer   verpflichtet   sich, jene Bauparzellen, die innerhalb dieser Frist von fünf 
Jahren nicht verkauft werden konnten, zum durchschnittlichen Quadratmeterpreis, der im Jahr 
2019 in der Gemeinde Fraham getätigten Grundverkäufe für Bauland der Widmungskategorie 
Wohngebiet der Gemeinde Fraham oder einem von ihr namhaft gemachten Dritten zum Kauf 
anzubieten.  

c) Der   Grundeigentümer   verpflichtet   sich in den einzelnen Kaufverträgen eine Bestimmung 
aufzunehmen, die die jeweiligen Käufer verpflichtet, binnen fünf Jahre nach Einverleibung ihres 
Eigentumsrechtes im Grundbuch, mit der Errichtung eines Wohnhauses zu beginnen und dieses 
entsprechend den Bestimmungen der OÖ. Bauordnung 1994 fristgerecht fertigzustellen. Zur 
Besicherung dieser Verpflichtung ist in den jeweiligen Kaufverträgen die unter Punkt VI. angeführte 
Bestimmung aufzunehmen.  

d) Unabhängig vom Infrastrukturbeitrag gem. Infrastrukturkostenvereinbarung sind für die Bestreitung 
der Aufschließungskosten die einschlägigen landesgesetzlichen Bestimmungen heranzuziehen, 
insbesondere das Raumordnungsgesetz, die OÖ. Bauordnung sowie das Interessentenbeiträgegesetz. 
Der   Grundeigentümer   verpflichtet   sich, für den Fall der rechtswirksamen Umwidmung des 
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Vertragsobjektes im Zuge der Bauplatzbewilligung aufgrund der Bestimmungen der o.ö. Bauordnung 
die für die verkehrsmäßige Aufschließung des Vertragsobjektes erforderlichen Flächen kostenlos an 
die Gemeinde zu übertragen.  

e) Der Nutzungsinteressent ist berechtigt eine Bauparzelle für den Eigengebrauch zurückzubehalten, 
in diesem Fall gelten obenstehende Punkte a-c der gegenständlichen Vereinbarung nicht. 

f) Die genannten Kaufpreise werden wertgesichert und zwar nach dem Verbraucherpreisindex 2015. 
Ausgangsbasis ist der Index für Mai 2019 Vergleichszahl ist die beim jeweiligen Vertragsabschluss 
zuletzt verlautbarte Indexzahl.  

 
(2) Der Nutzungsinteressent erklärt verbindlich und aus freien Stücken, die Verpflichtungen nach Punkt 
II sowie die Planungskosten nach Punkt III. dieser Nutzungsvereinbarung zu übernehmen.  
Er anerkennt alle übernommenen Verpflichtungen als verbindlich und verzichtet – soweit nicht 
Sonderbestimmungen des KSchG Anwendung finden - auf jede Anfechtung wegen Irrtums. 
  

III. PLANUNGSKOSTEN 
 
Die Gemeinde Fraham übernimmt im Falle der in ANLAGE 2 dargestellten Änderungen der Planungsakte 
keine entstehenden Planungskosten.  
Die Planungskosten für den Flächenwidmungsplan betragen  1.150,-€ (exkl. Mwst.) und sind vom 
Nutzungsinteressenten zu tragen (ANLAGE 4).  
 

IV. PÖNALE 
Für den Fall, dass der Liegenschaftseigentümer einer seiner Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung 
trotz Anmahnung durch ein Einschreiben der Gemeinde Fraham innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nicht nachkommt, wird eine Pönale in der Höhe von € 7.000 (in Worten: siebentausend Euro.) vereinbart. 
Das vereinbarte Pönale gilt für jeden angemahnten Verstoß einzeln. Es ist binnen vier Wochen ab 
Einforderung zu bezahlen.  

 
V. BESICHERUNG DER PÖNALE 

 
(1) Der Nutzungsinteressent besichert die in Punkt IV. dieser Nutzungsvereinbarung vereinbarte 
Pönale durch Übergabe einer unbedingten und unbefristeten Bankgarantie oder eines nicht vinkulierten 
Sparbuchs eines österreichischen Geldinstituts. Die Besicherung umfasst den in Punkt IV. dieser 
Nutzungsvereinbarung genannten Betrag in dreifacher Höhe. 
(2) Sollte der Nutzungsinteressent eine vorgeschriebene Zahlung nicht rechtzeitig leisten, so wird 
die Gemeinde Fraham von der übergebenen Besicherung Gebrauch machen. Soweit der 
Nutzungsinteressent vorgeschriebene Zahlungen geleistet hat, reduziert sich seine Verpflichtung auf 
Besicherung entsprechend. Die Gemeinde Fraham hat der Einschränkung der Bankgarantie oder der 
Verminderung der Sparbucheinlage zuzustimmen. 
 

VI. Grundbücherliche Sicherstellung der Bauverpflichtung  

(1)  Die diesem Vertrag beitretende Gemeinde Fraham hat aus raumordnungsrechtlichen Gründen das 
rechtlich begründete Interesse, dass der Kaufgegenstand in zeitlich abgrenzbarem Rahmen 
widmungsgemäß genutzt wird.  

(2)  Der Käufer übernimmt daher die Verpflichtung, binnen 5 Jahren ab Kaufvertragsabschluss auf dem 
Kaufgegenstand  

 (I) mit der Errichtung eines Wohnhauses zu beginnen und 

(II) dieses Wohnhaus entsprechend den Bestimmungen der erlangten Baubewilligung fertigzustellen 
und die Baufertigstellung des Wohnhauses gemäß § 42 Oö BauO der Baubehörde zu melden. 

Der Käufer räumt daher der Gemeinde Fraham die Reallast der Bauverpflichtung zur Errichtung eines 
Wohnhauses auf dem Kaufgegenstand gemäß dieses Vertrages ein, wobei die Reallast der 
Bauverpflichtung auf dem Kaufgegenstand grundbücherlich zugunsten der Gemeinde Fraham 
einzuverleiben ist.  

(3)  Hat der Käufer die Verpflichtung, zur Errichtung und Fertigstellung des Wohnhauses nicht 
fristgerecht erfüllt, hat die Gemeinde Fraham gegenüber dem Käufer das Recht auf eine nicht dem 
richterlichen Mäßigungsrecht unterliegende Vertragsstrafe von € 7.000,00 je 12 Kalendermonate in dem 
die Bauverpflichtung (Errichtung und Fertigstellung des Wohnhauses) nicht erfüllt ist. Der Käufer kann 
sich von dieser Verpflichtung dadurch befreien, indem er den Kaufgegenstand an einen Dritten 
veräußert, der zur Erfüllung der Bauverpflichtung innerhalb einer im Anlassfall mit der Gemeinde 
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vereinbarten Frist bereit ist und sich der Gemeinde gegenüber dazu verpflichtet.  

(4)  Ist der Käufer der Bauverpflichtung nachgekommen, hat er bereits jetzt die Zusicherung, dass ihm 
durch die Gemeinde eine grundbuchfähige Löschungserklärung zur Verfügung gestellt wird.  

 

VII. RECHTSNACHFOLGE DES LIEGENSCHAFTSEIGENTÜMERS 
 
(1) Soweit der Liegenschaftseigentümer die in ANLAGE 1 genannte/n Grundstücke/n ganz oder teilweise 
im Wege der Rechtsnachfolge weitergibt, muss der/die Rechtsnachfolger/in den Verpflichtungen des 
Liegenschaftseigentümers aus dieser Vereinbarung solidarisch beitreten.  
 
(2) Der Gemeinde Fraham bleibt es unbenommen, den Liegenschaftseigentümer im Falle der 
Rechtsnachfolge aus seinen Verpflichtungen zu entlassen, wenn die Erfüllung aller Verpflichtungen aus 
dieser Nutzungsvereinbarung durch den/die Rechtsnachfolger/in allein gesichert ist. 
 

VIII. DAUER DER VERPFLICHTUNGEN 
 

(1) Alle in ANLAGE 3 festgelegten Verpflichtungen des Liegenschaftseigentümers sind bis zur 
Kundmachung der in ANLAGE 2 dargelegten Änderungen des Flächenwidmungsplans aufgeschoben. 
 
(2) Werden die in ANLAGE 2 genannten Planungsakte der Gemeinde Fraham nicht längstens zwölf 
Monate ab Unterfertigung der Nutzungsvereinbarung kundgemacht, so kann der Nutzungsinteressent 
unter Setzung einer dreimonatigen Nachfrist von dieser Nutzungsvereinbarung zurücktreten. Erfolgt die 
Kundmachung auch in dieser Nachfrist nicht, so tritt die Vereinbarung in allen Punkten außer Kraft.  
 
(3) Für den Fall, dass diese Nutzungsvereinbarung gemäß Abs 2 außer Kraft tritt, steht der Gemeinde 
Fraham nur der Anspruch auf die Planungskosten nach Punkt III. dieser Nutzungsvereinbarung zu. 
Ansonsten steht keinem Vertragspartner irgendein Anspruch zu. Die Gemeinde Fraham hat die nach  
Punkt V. dieser Nutzungsvereinbarung gestellte Besicherung dem Nutzungsinteressenten unverzüglich 
zurück zu stellen.  
 
(4) Die in dieser Nutzungsvereinbarung festgelegten Verpflichtungen des Liegenschaftseigentümers 
im Zusammenhang mit der Nutzung des vertragsgegenständlichen Grundstücks enden – soweit die  
ANLAGE 3 für einzelne Verpflichtungen nicht kürzere Zeitspannen ausweist - jedenfalls zwölf Jahre nach 
Kundmachung der in ANLAGE 2 beschriebenen Änderungen. 
 

IX. SONSTIGE BESTIMMUNGEN 
 
(1) Die Kosten der Errichtung dieser Nutzungsvereinbarung, eventuell damit verbundene Steuern und 
Gebühren, trägt der Grundeigentümer.  
 
(2) Für Streitigkeiten aus dieser Nutzungsvereinbarung wird das für die Gemeinde Fraham örtlich 
zuständige Gericht vereinbart. 
 
(3) Die einvernehmliche Auflösung oder Abänderung dieser Nutzungsvereinbarung bleibt den 
Vertragspartnern zu jedem Zeitpunkt unbenommen. 
 

X. BESCHLUSS DES GEMEINDERATS 
  
Diese Vereinbarung wurde in der Sitzung des Gemeinderats der Gemeinde Fraham vom 25.06.2019 
beschlossen. 
 
ANLAGE 1: Katasterauszug über betroffene Grundfläche 
ANLAGE 2: Auszug beabsichtigte Planungsakte der Gemeinde; 
ANLAGE 3: Planungskosten 

 
 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
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Punkt 8) Flächenwidmungsplanänderung  Nr. 4.24 Holzinger Simbach – Beschlussfassung 

 
GV Spachinger: Hier geht es um die Parkplatzerweiterung. 
Der Grundsatzbeschluss wurde zuletzt in der Gemeinderatssitzung am 21.3.2019 gefasst und daraufhin 
das Stellungnahmeverfahren gem. OÖ ROG eingeleitet. Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 
 
Keine Einwände: 
Netz OÖ Erdgas und Netz OÖ Strom 
Linz Netz GmbH 
Land Oö. Abteilung Land- und Forstwirtschaft 
Land Oö. Abteilung Wasserwirtschaft 
Land Oö. Abteilung Natur- und Landschaftsschutz 
 
GV Spachinger stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.24 Holzinger Simbach wie im 
vorliegenden Plan des Ortsplaners DI Altmann vom 28.02.2019 zu beschließen. 
 
 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
 
 
 
 

Punkt 9) 
Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.20 – Baumgartner Aumühle – 
Beschlussfassung 

 
Der Grundsatzbeschluss wurde zuletzt in der Gemeinderatssitzung am 22.06.2017 gefasst und daraufhin 
das Stellungnahmeverfahren gem. OÖ ROG eingeleitet. Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 
 
Einwände: 
Land Oö. Abteilung Land- und Forstwirtschaft 
 
Keine Einwände: 
Netz OÖ Erdgas und Netz OÖ Strom 
RHV Großraum Eferding (Hinweis auf Leitungsrecht) 
Linz Netz GmbH 
Land Oö. Abteilung Gesamtverkehrsplanung und öfftl. Verkehr 
Land Oö. Abteilung Natur- und Landschaftsschutz 
 
GV Spachinger: Das liegt schon etwas länger zurück. Hier geht es um die Flächenwidmung hinter der  
Fa. LEHA. Der Grundstückseigentümer wurde aufgefordert, Angaben darüber zu machen, was auf dem 
Grundstück passieren wird. Hier wird ein Baulandsicherungsvertrag schlagend, sobald irgendwelche 
Tätigkeiten (Lagertätigkeiten etc.) auf diesem Grundstück erfolgen. Hier muss dann die Gemeinde durch 
ein Schreiben tätig werden, dass mit der betrieblichen Tätigkeit auf dem Grundstück der 
Baulandsicherungsvertrag und somit die Widmung schlagend wird. 
  
AL Ratzenböck: Auf Forderung des Landes liegt eine Nutzungsvereinbarung vor, welche aufweist, dass 
die neue Nutzungsfläche binnen 5 Jahren der widmungsgemäßen Nutzung zugeführt werden muss. Dies 
heißt aber nicht, dass das Grundstück bebaut werden muss, eine widmungsgemäße Nutzung kann auch 
durch eine Lagertätigkeit, Abstellflächen oder Parkplätze gewährleistet sein.  
 
BGM Schick: Lt. Hr. Hanisch hat die Fa. LEHA wieder ein neues Produkt aufgenommen, wodurch wieder 
ein Ausbau der Firma notwendig wird. 
 
AL Ratzenböck: Es fehlt lediglich noch die Unterschrift von Hr. Hanisch. Es ist eine E-Mail vom Notar am 
Gemeindeamt eingelangt, dass diese Nutzungsvereinbarung angenommen wird und Hr. Hanisch kommt in 
den nächsten Tagen für die Unterschrift vorbei. Hr. Baumgartner hat bereits unterschrieben, da ja eventuell 
aus welchem Grund auch immer, das Ganze wieder auf Hr. Baumgartner zurückfallen könnte. 
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GV Spachinger stellt den Antrag, die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.20 Baumgartner Aumühle wie 
im vorliegenden Plan des Ortsplaners DI Altmann vom 15.10.2018 und vorbehaltlich der schriftlichen 
Unterfertigung folgenden Vertrages zu beschließen: 
 

NUTZUNGSVEREINBARUNG 
(§ 16 Abs 1 Z 1 Oö. ROG 1994 idF LGBl 73/2011) 

 
abgeschlossen zwischen  
 
1. der Gemeinde Fraham, vertreten durch den Bürgermeister Harald Schick. Planbachstraße 2, 
4070 Fraham, und 
 
2. den Nutzungsinteressenten  

Hanisch Verwaltungs- und Beteiligungs GmbH, Aumühle 38, 4075 Fraham 
Heinz Baumgartner, Kalköfen 8, 4070 Hinzenbach 

 
über die widmungsgemäße Nutzung der in ANLAGE 1 beschriebenen und planlich dargestellten 
Grundfläche (Grundstück 491/1 KG 45015 Hörstorf). 
 

I. PLANUNGSABSICHT DER GEMEINDE 
 
(1) Die Gemeinde Fraham hat die Absicht, die vereinbarungsgegenständliche/n Grundfläche/n durch 
Änderung der geltenden Planungsakte (Flächenwidmungsplan, Bebauungsplan) zu regeln. Die 
vorgesehenen Planungsakte der Gemeinde Fraham sind in ANLAGE 2 dargestellt.  
 
(2) Der Gemeinderat der Gemeinde Fraham hält die raumordnungsrechtliche Regelung im Sinne der 
ANLAGE 2 nach den Raumordnungsgrundsätzen und –zielen des Oö. ROG 1994 für gerechtfertigt, wenn 
der Grundstückseigentümer besondere privatrechtliche Verpflichtungen über die zeitgerechte und 
widmungsgemäße Nutzung des/der Grundstück/e übernimmt.  
 

II. VERPFLICHTUNGEN DES NUTZUNGSINTERESSENTEN 

(2) Der Nutzungsinteressent übernimmt gegenüber der Gemeinde Fraham verbindlich und 
unwiderruflich mit Unterfertigung dieser Nutzungsvereinbarung folgende Verpflichtungen für den 
Fall, dass der Gemeinderat der Gemeinde Fraham die in ANLAGE 2 dieser Vereinbarung angeführte 
Planungsabsicht verwirklicht: 

Die Grundeigentümer verpflichten sich, das vertragsgegenständliche Grundstück 491/1 KG 45015 
Hörstorf innerhalb einer Frist von 5 Jahren widmungsgemäß (somit für betriebliche Zwecke, etwa 
als Lagerplatz, Parkplatz, oder zur Errichtung von Betriebsgebäuden bzw. -anlagen, etc.) zu nutzen. 
Diese Frist beginnt mit der Rechtswirksamkeit der Umwidmung in Betriebsbaugebiet. 

(2) Der Nutzungsinteressent erklärt verbindlich und aus freien Stücken, die Verpflichtungen nach Punkt 
II sowie die Planungskosten nach Punkt III. dieser Nutzungsvereinbarung zu übernehmen. Er 
anerkennt alle übernommenen Verpflichtungen als verbindlich und verzichtet – soweit nicht 
Sonderbestimmungen des KSchG Anwendung finden - auf jede Anfechtung wegen Irrtums. 

 
III. PLANUNGSKOSTEN 

 
Die Planungskosten für den Flächenwidmungsplan 4.22 betragen € 842,40 inkl. Mwst. und sind vom 
Nutzungsinteressenten bzw. Grundeigentümer zu tragen (ANLAGE 3).  
 

IX. SONSTIGE BESTIMMUNGEN 
 
(1) Die Kosten der Errichtung dieser Nutzungsvereinbarung, eventuell damit verbundene Steuern und 
Gebühren, trägt der Nutzungsinteressent.  
 
(2) Für Streitigkeiten aus dieser Nutzungsvereinbarung wird das für die Gemeinde Fraham örtlich 
zuständige Gericht vereinbart. 
(3) Die einvernehmliche Auflösung oder Abänderung dieser Nutzungsvereinbarung bleibt den 
Vertragspartnern zu jedem Zeitpunkt unbenommen. 
 



 

GR 25.06.2019  13 

 
X. BESCHLUSS DES GEMEINDERATS 

 
Diese Vereinbarung wurde in der Sitzung des Gemeinderats der Gemeinde Fraham vom 25.06.2019 
beschlossen. 
 
ANLAGE 1: Katasterauszug über betroffene/s Grundfläche/n; 
ANLAGE 2: Auszug beabsichtigte Planungsakte der Gemeinde (Flächenwidmungsplan Änderung 4.20); 
ANLAGE 3: Planungskosten 
 

Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
 
 
 
 

Punkt 10) Bebauungsplan Nr. 34 Hofer (Fraham-West) - Beschlussfassung 

 
Der Grundsatzbeschluss wurde zuletzt in der Gemeinderatssitzung am 21.03.2019 gefasst und daraufhin 
das Stellungnahmeverfahren gem. OÖ ROG eingeleitet. Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 
 
Keine Einwände: 
Netz OÖ Erdgas und Netz OÖ Strom 
Linz Netz GmbH 
Land OÖ Abt. Naturschutz 
Land OÖ Abt. Wasserwirtschaft; das geforderte Oberflächenentwässerungskonzept wurde mittlerweile 
dem Gewässerbezirk Grieskirchen übermittelt. 
 
Die Abteilung Raumordnung des Landes OÖ teilte mit, dass Überörtliche Interessen durch die Planung 
berührt werden und dass die beiden Verfahren für Bebauungsplan sowie die 
Flächenwidmungsplanänderung zeitlich und inhaltlich aufeinander abzustimmen sind. 
 
Der Plan wurde entsprechend den Bestimmungen des OÖ Raumordnungsgesetzes durch 4 Wochen zur 
öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt.  
 
GV Spachinger: Hier hat es grundsätzlich Einwände seitens des Landes gegeben, da der wasserrechtliche 
Bescheid, welchen wir noch nachträglich aufgrund der Einsprüche der Grundanrainer eingeholt haben 
betreffend Versickerungssachen angeschaut haben, vom Büro Humer nie weitergeleitet wurde an den 
Gewässerbezirk bzw. an das Land Oö. 
 
AL Ratzenböck: Kritisiert wurde seitens des Landes, dass dieses Oberflächenentwässerungskonzept 
nicht vorliegt. Der Gewässerbezirk hat deswegen auch keine Stellungnahme abgeben können. Ich habe 
dann im Büro DI Hummer nachgefragt, da ich der Meinung war, dass dies weitergeleitet wurde, weil wir es 
nicht im Haus hatten. Es hat sich herausgestellt, dass das Konzept tatsächlich nicht ausgeschickt worden 
ist. Mittlerweile wurde das nachgeholt und das Projekt liegt uns jetzt vor. Bezüglich der weiteren 
Vorgehensweise im Bewilligungsverfahren habe ich eine Auskunft der Baurechtsabteilung des Landes 
eingeholt. Nach Beschlussfassung des Bebauungsplanes ist der Akt mit dem Entwässerungskonzept zur 
Genehmigung vorzulegen, nach Erteilung der aufsichtsbehördlichen Genehmigung ist die Sache dann 
abgeschlossen. Wir brauchen keine ergänzende Stellungnahme mehr. 
 
GR Hanl: Im Schreiben des Landes steht, dass sie jetzt keine Zustimmung geben können, weil das fehlt. 
Das bedeutet vorbehaltlich der Zustimmung des Landes Oö. können wir es beschließen, aber wir müssen 
trotzdem auf die schriftliche Zustimmung vom Land warten. 
 
GV Osternacher: Ich wünsche mir, dass wenn das dann da hinten noch so weitergeht mit weiteren 
Projekten, dass wir ein dementsprechendes Verkehrskonzept darüber legen und sich dann auch der 
Straßenbau-Ausschuss dementsprechend mit diesem Thema beschäftigt. Es geht hier auch um die 
Einsatzfahrzeuge, auf welche Bedacht zu nehmen ist. Sukzessive wird das Ganze dann früher oder später 
voranschreiten, wo wir dann etwas aufliegen haben müssen. Ich denke, dass dieses Verkehrskonzept in 
nächster Folge sinnvoll sein wird. 
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GV Spachinger: Als Wortmeldung möchte ich noch ergänzen, sobald die Raumordnungsverfahren 
abgeschlossen sind gibt es in Bezug auf das Entwässerungskonzept eine wasserrechtliche Verhandlung, 
wo auch die Auflagen und Bedingungen festgelegt werden, die bei einer Bauplatzbewilligung auf die 
einzelnen Parzellen verpflichtend mit übertragen werden. 
Damit uns nicht wieder das Gleiche passiert so wie in Steinholz, wo das Wasserrechtsprojekt erst nach der 
Bauplatzbewilligung genehmigt wurde und daher hinterher die Probleme entstanden sind. 
  
AL Ratzenböck: Dies ist auch vom Ablauf her der korrekte Vorgang. Das bedeutet das Land fordert im 
Zuge der Umwidmung bzw. Bebauungsplan ein Entwässerungskonzept, welches vorerst auch genügt. Ziel 
ist aber natürlich, dass dieses Konzept zum Inhalt einer wasserrechtlichen Bewilligung wird, welche bei 
Verwirklichung des Bebauungsplanes verpflichtend für alle umzusetzen ist.  
 
GV Spachinger stellt den Antrag, den Bebauungsplan Nr. 34 Hofer (Fraham-West) vorbehaltlich einer 
schriftlichen Zustimmung des Landes Oö. wie im vorliegenden Plan des Ortsplaners DI Altmann vom 
13.03.2019 zu beschließen. 
 
 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
 
 
 
 

Punkt 11) 
Dringlichkeitsantrag – Ergänzung der Bebauungsplan-Überarbeitung Raffelding 
Nr. 35 zur Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.23 Hofer 

 
GV Spachinger: Hier haben wir eigentlich mit dem Verfahren für die Überarbeitung des Bebauungsplanes 
Raffelding zugewartet bis die Widmung von Hr. Hofer genehmigungsfähig  ist, damit dieser 
Widmungsbereich im Plan mitberücksichtigt wird und wir daher gleich den Bebauungsplan für den 
gesamten Ortsbereich überarbeitet haben. 
 
AL Ratzenböck: Ziel des Verfahrens ist es den Einleitungsbeschluss  für den Bebauungsplan auf den 
neuen Widmungsbereich zu erweitern, um den neuen Planstand zur öffentlichen Einsichtnahme auflegen 
zu können  
 
GV Spachinger: Wie man hier am Plan sieht, links wie die Häuser ausgerichtet sind, kann man die Häuser 
noch gut zwischen Straße und Schutzzone situieren. Im Schutzbereich bei der Hochspannung hat man 
danach seinen Gartenbereich. 
 
GV Spachinger stellt den Antrag, den Dringlichkeitsantrag – Ergänzung der Bebauungsplan-
Überarbeitung Raffelding Nr. 35 um die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 4.23 Hofer wie im vorliegenden 
Auflageplan des Ortsplaners DI Altmann vom 09.10.2018 sowie folgende Nutzungsvereinbarung zu 
beschließen: 
 
 

NUTZUNGSVEREINBARUNG 
(§ 16 Abs 1 Z 1 Oö. ROG 1994 idF LGBl 73/2011) 

 
abgeschlossen zwischen  
 
1. der Gemeinde Fraham, vertreten durch den Bürgermeister Harald Schick. Planbachstraße 2, 
4070 Fraham, und 
 
2. dem Nutzungsinteressenten Christian Hofer, Lindenweg 7, 4070 Fraham  
  
 
über die widmungsgemäße Nutzung der in ANLAGE 1 beschriebenen und planlich dargestellten 
Grundfläche der Parz. 959/1 KG Fraham. 
 

I. PLANUNGSABSICHT DER GEMEINDE 
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(1) Die Gemeinde Fraham hat die Absicht, die vereinbarungsgegenständliche Grundfläche Parz. 959/1 KG 
Fraham durch Änderung der geltenden Planungsakte (Flächenwidmungsplan, Bebauungsplan) zu regeln. 
Die vorgesehenen Planungsakte der Gemeinde Fraham sind in ANLAGE 2 dargestellt.  
 
(2) Der Gemeinderat der Gemeinde Fraham hält die raumordnungsrechtliche Regelung im Sinne der 
ANLAGE 2 nach den Raumordnungsgrundsätzen und –zielen des Oö.ROG 1994 für gerechtfertigt, wenn der 
Grundstückseigentümer besondere privatrechtliche Verpflichtungen über die zeitgerechte und 
widmungsgemäße Nutzung des Grundstückes übernimmt.  
 

II. VERPFLICHTUNGEN DES NUTZUNGSINTERESSENTEN 
 
(3) Der Nutzungsinteressent übernimmt gegenüber der Gemeinde Fraham verbindlich und 

unwiderruflich mit Unterfertigung dieser Nutzungsvereinbarung folgende Verpflichtungen für den 
Fall, dass der Gemeinderat der Gemeinde Fraham die in ANLAGE 2 dieser Vereinbarung angeführte 
Planungsabsicht verwirklicht: 

g) Der   Grundeigentümer   verpflichtet   sich, die auf dem genannten Grundstück entstehenden 
Bauparzellen innerhalb einer Frist von 5 Jahren zu einem angemessenen und vor allem ortsüblichen 
Grundpreis zu verkaufen. Der höchstmögliche Preis wird einvernehmlich mit 
€ 115 pro Quadratmeter festgelegt. Diese Frist beginnt mit der grundbücherlichen Durchführung 
des Grundteilungsplanes, mit welchen das Vertragsobjekt in die einzelnen Baugrundstücke geteilt 
wird, spätestens jedoch nach Genehmigung des Bebauungsplanes oder des Bebauungsplankonzeptes 
durch die Gemeinde.  

h) Der   Grundeigentümer   verpflichtet   sich, jene Bauparzellen, die innerhalb dieser Frist von  
fünf Jahren nicht verkauft werden konnten, zum durchschnittlichen Quadratmeterpreis, der im 
Jahr 2019 in der Gemeinde Fraham getätigten Grundverkäufe für Bauland der Widmungskategorie 
Wohngebiet der Gemeinde Fraham oder einem von ihr namhaft gemachten Dritten zum Kauf 
anzubieten.  

i) Der   Grundeigentümer   verpflichtet   sich in den einzelnen Kaufverträgen eine Bestimmung 
aufzunehmen, die die jeweiligen Käufer verpflichtet, binnen fünf Jahre nach Einverleibung ihres 
Eigentumsrechtes im Grundbuch, mit der Errichtung eines Wohnhauses zu beginnen und dieses 
entsprechend den Bestimmungen der OÖ. Bauordnung 1994 fristgerecht fertigzustellen. Zur 
Besicherung dieser Verpflichtung ist in den jeweiligen Kaufverträgen die unter Punkt VI. angeführte 
Bestimmung aufzunehmen.  

j) Unabhängig vom Infrastrukturbeitrag gem. Infrastrukturkostenvereinbarung sind für die Bestreitung 
der Aufschließungskosten die einschlägigen landesgesetzlichen Bestimmungen heranzuziehen, 
insbesondere das Raumordnungsgesetz, die OÖ. Bauordnung sowie das Interessentenbeiträgegesetz. 
Der   Grundeigentümer   verpflichtet   sich, für den Fall der rechtswirksamen Umwidmung des 
Vertragsobjektes im Zuge der Bauplatzbewilligung aufgrund der Bestimmungen der o.ö. Bauordnung 
die für die verkehrsmäßige Aufschließung des Vertragsobjektes erforderlichen Flächen kostenlos an 
die Gemeinde zu übertragen.  

k) Der Nutzungsinteressent ist berechtigt eine Bauparzelle für den Eigengebrauch zurückzubehalten, 
in diesem Fall gelten obenstehende Punkte a-c der gegenständlichen Vereinbarung nicht. 

l) Die genannten Kaufpreise werden wertgesichert und zwar nach dem Verbraucherpreisindex 2015. 
Ausgangsbasis ist der Index für Mai 2019 Vergleichszahl ist die beim jeweiligen Vertragsabschluss 
zuletzt verlautbarte Indexzahl.  

 
(2) Der Nutzungsinteressent erklärt verbindlich und aus freien Stücken, die Verpflichtungen nach Punkt 
II sowie die Planungskosten nach Punkt III. dieser Nutzungsvereinbarung zu übernehmen.  
Er anerkennt alle übernommenen Verpflichtungen als verbindlich und verzichtet – soweit nicht 
Sonderbestimmungen des KSchG Anwendung finden - auf jede Anfechtung wegen Irrtums. 
  

III. PLANUNGSKOSTEN 
 
Die Gemeinde Fraham übernimmt im Falle der in ANLAGE 2 dargestellten Änderungen der Planungsakte 
keine entstehenden Planungskosten.  
Die Planungskosten für den Flächenwidmungsplan betragen  1.150,-€ (exkl. Mwst.) und sind vom 
Nutzungsinteressenten zu tragen (ANLAGE 4).  
 

IV. PÖNALE 
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Für den Fall, dass der Liegenschaftseigentümer einer seiner Verpflichtungen aus dieser Vereinbarung 
trotz Anmahnung durch ein Einschreiben der Gemeinde Fraham innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nicht nachkommt, wird eine Pönale in der Höhe von € 7.000 (in Worten: siebentausend Euro.) vereinbart. 
Das vereinbarte Pönale gilt für jeden angemahnten Verstoß einzeln. Es ist binnen vier Wochen ab 
Einforderung zu bezahlen.  

 
V. BESICHERUNG DER PÖNALE 

 
(5) Der Nutzungsinteressent besichert die in Punkt IV. dieser Nutzungsvereinbarung vereinbarte 
Pönale durch Übergabe einer unbedingten und unbefristeten Bankgarantie oder eines nicht vinkulierten 
Sparbuchs eines österreichischen Geldinstituts. Die Besicherung umfasst den in Punkt IV. dieser 
Nutzungsvereinbarung genannten Betrag in dreifacher Höhe.  
(6) Sollte der Nutzungsinteressent eine vorgeschriebene Zahlung nicht rechtzeitig leisten, so wird 
die Gemeinde Fraham von der übergebenen Besicherung Gebrauch machen. Soweit der 
Nutzungsinteressent vorgeschriebene Zahlungen geleistet hat, reduziert sich seine Verpflichtung auf 
Besicherung entsprechend. Die Gemeinde Fraham hat der Einschränkung der Bankgarantie oder der 
Verminderung der Sparbucheinlage zuzustimmen. 
 

VI. Grundbücherliche Sicherstellung der Bauverpflichtung  

(1)  Die diesem Vertrag beitretende Gemeinde Fraham hat aus raumordnungsrechtlichen Gründen das 
rechtlich begründete Interesse, dass der Kaufgegenstand in zeitlich abgrenzbarem Rahmen 
widmungsgemäß genutzt wird.  

(2)  Der Käufer übernimmt daher die Verpflichtung, binnen 5 Jahren ab Kaufvertragsabschluss auf dem 
Kaufgegenstand  

 (I) mit der Errichtung eines Wohnhauses zu beginnen und  

(II) dieses Wohnhaus entsprechend den Bestimmungen der erlangten Baubewilligung fertigzustellen 
und die Baufertigstellung des Wohnhauses gemäß § 42 Oö BauO der Baubehörde zu melden.  

Der Käufer räumt daher der Gemeinde Fraham die Reallast der Bauverpflichtung zur Errichtung eines 
Wohnhauses auf dem Kaufgegenstand gemäß diesem Vertrag ein, wobei die Reallast der 
Bauverpflichtung auf dem Kaufgegenstand grundbücherlich zugunsten der Gemeinde Fraham 
einzuverleiben ist.  

(3)  Hat der Käufer die Verpflichtung, zur Errichtung und Fertigstellung des Wohnhauses nicht 
fristgerecht erfüllt, hat die Gemeinde Fraham gegenüber dem Käufer das Recht auf eine nicht dem 
richterlichen Mäßigungsrecht unterliegende Vertragsstrafe von € 7.000,00 je 12 Kalendermonate in dem 
die Bauverpflichtung (Errichtung und Fertigstellung des Wohnhauses) nicht erfüllt ist. Der Käufer kann 
sich von dieser Verpflichtung dadurch befreien, indem er den Kaufgegenstand an einen Dritten 
veräußert, der zur Erfüllung der Bauverpflichtung innerhalb einer im Anlassfall mit der Gemeinde 
vereinbarten Frist bereit ist und sich der Gemeinde gegenüber dazu verpflichtet.  

(4)  Ist der Käufer der Bauverpflichtung nachgekommen, hat er bereits jetzt die Zusicherung, dass ihm 
durch die Gemeinde eine grundbuchfähige Löschungserklärung zur Verfügung gestellt wird.  

 
VII. RECHTSNACHFOLGE DES LIEGENSCHAFTSEIGENTÜMERS 

 
(1) Soweit der Liegenschaftseigentümer die in ANLAGE 1 genannte/n Grundstücke/n ganz oder teilweise 
im Wege der Rechtsnachfolge weitergibt, muss der/die Rechtsnachfolger/in den Verpflichtungen des 
Liegenschaftseigentümers aus dieser Vereinbarung solidarisch beitreten.  
 
(2) Der Gemeinde Fraham bleibt es unbenommen, den Liegenschaftseigentümer im Falle der 
Rechtsnachfolge aus seinen Verpflichtungen zu entlassen, wenn die Erfüllung aller Verpflichtungen aus 
dieser Nutzungsvereinbarung durch den/die Rechtsnachfolger/in allein gesichert ist. 
 
 

VIII. DAUER DER VERPFLICHTUNGEN 
 
(1) Alle in ANLAGE 3 festgelegten Verpflichtungen des Liegenschaftseigentümers sind bis zur 
Kundmachung der in ANLAGE 2 dargelegten Änderungen des Flächenwidmungsplans aufgeschoben.  
 
(2) Werden die in ANLAGE 2 genannten Planungsakte der Gemeinde Fraham nicht längstens zwölf Monate 
ab Unterfertigung der Nutzungsvereinbarung kundgemacht, so kann der Nutzungsinteressent unter 
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Setzung einer dreimonatigen Nachfrist von dieser Nutzungsvereinbarung zurücktreten. Erfolgt die 
Kundmachung auch in dieser Nachfrist nicht, so tritt die Vereinbarung in allen Punkten außer Kraft.  
 
(3) Für den Fall, dass diese Nutzungsvereinbarung gemäß Abs 2 außer Kraft tritt, steht der Gemeinde 
Fraham nur der Anspruch auf die Planungskosten nach Punkt III. dieser Nutzungsvereinbarung zu. 
Ansonsten steht keinem Vertragspartner irgendein Anspruch zu. Die Gemeinde Fraham hat die nach Punkt 
V. dieser Nutzungsvereinbarung gestellte Besicherung dem Nutzungsinteressenten unverzüglich zurück 
zu stellen.  
 
(4) Die in dieser Nutzungsvereinbarung festgelegten Verpflichtungen des Liegenschaftseigentümers im 
Zusammenhang mit der Nutzung des vertragsgegenständlichen Grundstücks enden – soweit die ANLAGE 3 
für einzelne Verpflichtungen nicht kürzere Zeitspannen ausweist - jedenfalls zwölf Jahre nach 
Kundmachung der in ANLAGE 2 beschriebenen Änderungen. 
 
 

IX. SONSTIGE BESTIMMUNGEN 
 
(1) Die Kosten der Errichtung dieser Nutzungsvereinbarung, eventuell damit verbundene Steuern und 
Gebühren, trägt der Grundeigentümer.  
 
(2) Für Streitigkeiten aus dieser Nutzungsvereinbarung wird das für die Gemeinde Fraham örtlich 
zuständige Gericht vereinbart. 
 
(3) Die einvernehmliche Auflösung oder Abänderung dieser Nutzungsvereinbarung bleibt den 
Vertragspartnern zu jedem Zeitpunkt unbenommen. 
 
 
 
 

X. BESCHLUSS DES GEMEINDERATS 
  
Diese Vereinbarung wurde in der Sitzung des Gemeinderats der Gemeinde Fraham vom 25.06.2019 
beschlossen. 
   

 
 

Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
 
 
 
 

Punkt 12) Dringlichkeitsantrag – Bebauungsplan Nr. 38 Gruber Roseggerstraße 

 
AL Ratzenböck: Der Gemeinderat hat den Bebauungsplan zuletzt im März 2019 beschlossen. Leider ist 
ein Verfahrensfehler unterlaufen. Es wurde ein Änderungsverfahren durchgeführt anstelle einer 
Neuerstellung. Das bedeutet es hat die 4-wöchige Planauflage vor dem Gemeinderat gefehlt, somit war 
dieser Schritt nachzuholen. Daher ist die Kundmachung vom 1. April 2019 aufzuheben und der 
Bebauungsplan Nr. 38 neu zu beschließen. Die öffentliche Planauflage erfolgte vom 02.05.2019 bis 
03.06.2019. Es haben sich keine Einwände ergeben. Weiters liegt eine Grundlagenforschung und eine 
ergänzende Stellungnahme vom Ortsplaner vor. Diese wird vollinhaltlich verlesen. 
 
Hervorzuheben ist, dass die gekuppelte Bauweise den Zielen des Teilregionalen Entwicklungskonzeptes 
im Hinblick auf den sparsamen Umgang und die bessere Ausnutzbarkeit des Baulandes durch Verdichtung 
der Bebauung Rechnung trägt sowie den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung gem. OÖ ROG 
entspricht. 
 
Im Übrigen hat es auch von den anderen Stellen keine Einwände gegeben.  
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BGM Schick stellt den Antrag, die Kundmachung betreffend Bebauungsplan Nr. 38 Gruber 
Roseggerstraße vom 1. April 2019 aufzuheben und den Bebauungsplan Nr., 38 wie im vorliegenden Plan 
des Ortsplaners DI Altmann vom 19.06.2018 zu beschließen. 
 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
 
 
 
 

Punkt 13) Nachbesetzung von Ausschussmitgliedern 

 
 
BGM Schick: Hier ist mir ein Verfahrensfehler passiert und zwar bei der Nachbesetzung von 
Ausschussmitgliedern. Es war damals eine fraktionseigene Abstimmung gewesen betreffend der 
Nachbesetzung der Ausschussmitglieder nach dem Ausscheiden von Hr. Werner Lackner. 
Lt. Gemeindeordnung sind Wahlen durch den Gemeinderat stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, 
es sei denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
Das habe ich damals nicht gemacht, sondern habe gleich abstimmen lassen. Daher werden wir heute die 
Wahl wiederholen. 
 
BGM Schick: Lt. § 33 Abs. 1 der Oö. Gemeindeordnung stelle ich den Antrag, die Fraktions-Abstimmung 
der SPÖ mittels Erheben der Hand durchzuführen. 
 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
 
 
BGM Schick: Die SPÖ Fraktionen hat folgenden Wahlvorschlag bekanntgegeben, welche Mitglieder des 
Gemeinderates zur Wahl als Mitglied und Ersatzmitglied in folgende Ausschüsse stehen: 
 
Gemeinde interne Ausschüsse 
Prüfungsausschuss: Ersatzmitglied Hauser Petra 
Kultur- und Wirtschaftsausschuss: Obmann Stellvertreter Rechberger-Bugner Klaus 
 
 Mitglied  Haderer Eva 
 Ersatzmitglied Hauser Haidi 
Sozialausschuss: Obmann  Rechberger-Bugner Klaus 
Personalbeirat: Ersatzmitglied Rechberger-Bugner Klaus 
 
Organe außerhalb der Gemeinde 
Kindergarten-Verwaltungsausschuss: Mitglied  Rechberger-Bugner Klaus 
 Ersatzmitglied Haderer Eva 
 
 
BGM Schick: Lt. § 33 Abs. 1 der Oö. Gemeindeordnung stelle ich den Antrag an die SPÖ Fraktion, den 
Wahlvorschlag wie vorgetragen zu beschließen. 
 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
 
 
BGM Schick: Lt. § 33 Abs. 1 der Oö. Gemeindeordnung stelle ich den Antrag, die Fraktions-Abstimmung 
der FPÖ mittels Erheben der Hand durchzuführen. 
 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
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BGM Schick: Die FPÖ Fraktionen hat folgenden Wahlvorschlag bekanntgegeben, welche Mitglieder des 
Gemeinderates zur Wahl als Mitglied und Ersatzmitglied nach dem Ausscheiden von Fr. Roswitha 
Straßmayr in folgende Ausschüsse stehen: 
 
 
 
Gemeinde Ausschüsse 
Prüfungsausschuss: Mitglied Harbauer Dietmar 
Umweltausschuss: Mitglied  Kiener Alexander 
Sanitätsgemeindeverband: Mitglied  Straßmayr Johannes 
Finanzausschuss: Ersatzmitglied Kiener Claudia 
Bauausschuss: Ersatzmitglied Kiener Claudia 
Prüfungsausschuss: Ersatzmitglied Kiener Alexander 
Sozialausschuss: Ersatzmitglied Kiener Claudia 
Sozialhilfeverband: Ersatzmitglied Harbauer Dietmar 
Jagdausschuss: Ersatzmitglied Kiener Alexander 
 
BGM Schick: Lt. § 33 Abs. 1 der Oö. Gemeindeordnung stelle ich den Antrag an die FPÖ Fraktion, den 
Wahlvorschlag wie vorgetragen zu beschließen. 
 
Beschluss:  
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
 
 
 
 

Punkt 14) Einspruch GV Spachinger vom 25.06.2019 

 
BGM Schick verliest folgenden Einspruch von GV Spachinger, welcher am 25.06.2019 beim Gemeindeamt 
Fraham gegen das Sitzungsprotokoll vom 21.03.2019 eingelangt ist: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Hiermit möchte ich Einspruch gegen die Verhandlungsschrift der Gemeinderatsitzung vom 21. März 2019 
erheben, welche am 18. Juni an unseren Fraktionsobmann Hr. Hanl versandt wurde. 
 
Im Speziellen – Formalfehler Pkt 1-3 

1. Die nicht genehmigte Verhandlungsschrift welche vom Amt versandt wurde ist vom Vorsitzenden 
und der Schriftführerin vorher zu unterfertigen 

2. Die Verhandlungsschrift sollte unverzüglich, längstens aber binnen 4 Wochen in Reinschrift 
übertragen werden – dann unterfertigt und an die Fraktionen versendet werden 
22. März bis 18. Juni -> 12 Wochen – ca. das 3 fache was die Gemeindeordnung vorsieht !!! 

3. Die Fußzeile in Seite 1-5 fehlt  
 
Im Speziellen – Sachlich Pkt. 4 – 5  

4. Auf Seite 8 unter Pkt. 4 ganz oben - die Wortmeldung meinerseits gehört zum Punkt vor! 
5. Einwendungen von GR Schobersberger lt. Mail vom 25.06.2019 

 
Ich ersuche um Durchsicht, ob sich nicht noch mehr Fehler eingeschlichen haben. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Gemeindevorstand 
Spachinger Robert 
 
BGM Schick: Die Einsprüche wurden kontrolliert und sind gerechtfertigt. Die Verhandlungsschrift wird wie 
verlesen geändert. 
 
BGM Schick stellt den Antrag, die Einsprüche von GV Spachinger wie besprochen zu beschließen. 
 
Beschluss:  
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Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
 
 
 
 

Punkt 15) Einspruch GR Schobersberger vom 25.06.2019 

 
BGM Schick verliest folgenden Einspruch von GV Schobersberger, welcher am 25.06.2019 beim 
Gemeindeamt Fraham gegen das Sitzungsprotokoll vom 21.03.2019 eingelangt ist: 

 
An den 
Gemeinderat der Gemeinde Fraham 
 
Betrifft: 
 
Sitzung des Gemeinderates vom 21.03.2019,  
Einwendung gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift; Zur nicht genehmigten Fassung der 
Verhandlungsschrift über die Sitzung des Gemeinderates vom 21.03.2019 werden von mir gem. § 54 
Abs. 5 OÖ GemO 1990 in der Sitzung des Gemeinderates am 25.06.2019 folgende Einwendungen 
erhoben: 
  

 zu TOP 1 der Tagesordnung:  
im Pkt.1a) wurde ersucht, in der nächsten Gemeinderatssitzung darüber zu berichten, ob für die am 
Bauhof aufgestellten Container einen Baubewilligung vorliegt. Diese Wortmeldung erfolgte durch GR 
Schobersberger und nicht durch GR Minuhuber.  
Antragsteller an den GR, den Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen, war der Obmann des 
Prüfungsausschusses (GR Schobersberger) und nicht GR Minihuber;  
im Pkt.1b) war Antragsteller an den GR, den Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen, der Obmann des 
Prüfungsausschusses (GR Schobersberger) und nicht GR Minihuber;  
im Pkt.1c) war Antragsteller an den GR, den Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen, der Obmann des 
Prüfungsausschusses (GR Schobersberger) und nicht GR Minihuber; 
  

 zu TOP 2 der Tagesordnung:  
im Beschluss ist ein Abstimmungsverhalten von 22:0:1 dokumentiert; lt. Teilnehmerverzeichnis (Seite 1 
der Verhandlungsschrift) haben aber nur 22 Mitglieder des Gemeinderates an dieser Sitzung 
teilgenommen.  
 

 zu TOP 4 der Tagesordnung:  
im Beschluss ist ein Abstimmungsverhalten von 21:1:1 dokumentiert; lt. Teilnehmerverzeichnis (Seite 1 
der Verhandlungsschrift) haben aber nur 22 Mitglieder des Gemeinderates an dieser Sitzung 
teilgenommen.  
 

 zu TOP 13 der Tagesordnung:  

im Beschluss ist ein Abstimmungsverhalten von 21:0:2 dokumentiert; lt. Teilnehmerverzeichnis (Seite 1 
der Verhandlungsschrift) haben aber nur 22 Mitglieder des Gemeinderates an dieser Sitzung 
teilgenommen.  
 

 zu TOP 14 der Tagesordnung (3 Fälle):  
in drei Beschlüssen ist ein Abstimmungsverhalten von 22:0:1 dokumentiert; lt. Teilnehmerverzeichnis 
(Seite 1 der Verhandlungsschrift) haben aber nur 22 Mitglieder des Gemeinderates an dieser Sitzung 
teilgenommen.  
 

 zu TOP 15 der Tagesordnung:  
hier wurde die Nachbesetzung von Ausschussmitgliedern nach dem Ausscheiden von GR Lackner 
beschlossen (in Fraktionswahl).  
Ein Beschluss des Gemeinderates, über die Art der Wahl (geheime oder öffentliche Abstimmung) ist nicht 
dokumentiert.  
 

 zu TOP 18 der Tagesordnung:  
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hier wurde ein Name unrichtig wiedergegeben; es ist mir nicht erinnerlich, dieses Thema (FWP) 
kommentiert zu haben.  
 
Sonstiges:  
Die Seitenansicht in der Fußnote beginnt erst bei Seite 6; es wird ersucht, diese von Beginn des 
Dokumentes an darzustellen. 
Manfred Schobersberger 
Mitglied des Gemeinderates 
ÖVP-Fraktion 
 
BGM Schick: Die Einsprüche werden natürlich kontrolliert und eingearbeitet. Bezüglich Container am 
Bauhof darf ich anmerken, dass 1 Container davon dem Bauhof gehört, welcher dort gelagert wird und fällt 
somit nicht in die Bauordnung und der 2. gehört der JG Fraham. Den habe ich deshalb dort lagern lassen, 
weil auch die Gemeinde davon sehr oft profitiert hat. Bei Festen, etc. haben wir dessen Inhalt nutzen 
können was wir brauchten (Zelte, Bänke, Abwasch,…). Dies war eine Gegenseitigkeit zwischen Gemeinde 
und JG, da wir das immer kostenlos zur Verfügung gestellt bekommen haben. Dieser Container kommt 
jetzt aber wieder weg, weil die JG das Ganze verkauft hat. 
 
BGM Schick: Die Einsprüche wurden kontrolliert und sind bis auf jenen zu TOP 18 gerechtfertigt.  
Hier wurde die Wortmeldung von GR Schobersberger in Bezug auf die geltende Lärmschutzverordnung 
dokumentiert, welche sich auf die Baulandflächen lt. Flächenwidmungsplan bezieht. Die 
Verhandlungsschrift wird in den übrigen Punkten wie verlesen geändert. 
 
BGM Schick stellt den Antrag, die Änderungen der Verhandlungsschrift wie in den Einsprüchen von GR 
Schobersberger gefordert zu beschließen. 
 
Beschluss: 
Ergebnis durch Erheben der Hand 
Einstimmig angenommen. 
 
 
 
 

Punkt 16) Allfälliges 

 
BGM Schick 

 Standesamtsverband des Bezirkes Eferding – Entscheidung nächste GR Sitzung 

 Breitbandausbau 

 Bio-Tonne – Kostenerhöhung von € 10,- 
 
GR Huber Othmar 

 Toilettenanlage Kommunalfriedhof 

 Wasserreinigung in Güttlfeld 
  
GV Straßmayr Johannes 

 Jugendzentrum Eferding 
 
GR Hauser Haidi 

 Kindergarten Türen 
 
GV Spachinger Robert 

 Bericht Planungsausschuss 

 Rechnungsabschluss: Abgang Schieferplatz 

 Windelcontainer 

 Netzausbau Glasfaser 
 
GR Schobersberger Manfred 

 GR Roithmair Rudolf: Fehlen in den GR Sitzungen 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen mehr erfolgen dankt der Bürgermeister für das Erscheinen und schließt 
die Sitzung: 


